
 

 

Verbände: Bundesregierung tatenlos bei Energieeffi-

zienz – Noch 50 Tage bis Beginn der Heizperiode 

Berlin, 12. August 2022 

Seit Beginn des Ukrainekriegs hätte die Ampelkoalition keine nen-

nenswerten Schritte unternommen, um die Gasnachfrage für Ge-

bäudeheizung und Industriewärme deutlich zu reduzieren, monier-

ten anlässlich der am 1. Oktober beginnenden Heizperiode Ver-

bände aus den Bereichen Verbraucher*innenschutz, Umwelt, Ener-

gieeffizienz und Energieberatung in einer gemeinsamen Pressekon-

ferenz. Wichtig seien dauerhaft wirkende Steigerungen der Energie-

effizienz durch Investitionen in effizientere Gebäude, Unternehmen 

und öffentliche Infrastruktur.  

Benjamin Weismann, Geschäftsführer des Energieberaterverbands GIH: 

„Mit Blick auf die teilweise drastisch gestiegenen Lebens-, Zins- und 

Energiekosten benötigen Verbraucherinnen und Verbraucher Investiti-

onssicherheit. Die plötzliche, harte Konditionsverschlechterung bei der 

Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG) und vorausgegangene 

Förderstopps beim Neubau haben die Akzeptanz für energetisches 

Bauen und Sanierung am Markt stark geschwächt. Es braucht eine ein-

deutige Zusage der Bundesregierung in Sachen Energieeffizienz und 

langfristig ausgelegte Förderung.“ Der GIH kritisiert zudem, dass die 

Bestimmungen zum Wärmeschutz bei Neubauten in der Novelle des Ge-

bäudeenergiegesetzes (GEG) aufgeweicht wurden. 

Christian Noll, geschäftsführender Vorstand der DENEFF: „Das Thema 

Energieeffizienz war nie wichtiger als heute. Aber die Bundesregierung 

ist tatenlos. Wir haben uns als DENEFF der Energiesparkampagne der 

Bundesregierung angeschlossen, erleben jedoch sogar das Gegenteil 

von dessen, was politisch notwendig wäre. Statt das bereits im Februar 

angekündigte Energieeffizienzgesetz auf den Weg zu bringen, wurden 

nun die Fördermittel für die Gebäudesanierung drastisch gekürzt. Im In-

dustriebereich stockt die Förderung bereits seit Monaten. Dabei ist es 

wichtig, Investitionen in Maßnahmen anzustoßen, die Haushalte und Un-

ternehmen dauerhaft aus der Energiekostenfalle befreien – und zwar 

ohne Frieren und Produktionseinschränkungen. Energieeffizienz muss 

ebenso wie der Ausbau der Erneuerbaren als übergeordnetes öffentli-

ches Interesse vorangebracht werden“. Vorschläge für ein Energiespar-

paket hatte die DENEFF bereits im März gemacht. 



 

 

 

 

Im Juni hatte das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 

(BMWK) in einem breiten Verbändebündnis die Kampagne “80 Millionen 

gemeinsam für den Energiewechsel” ins Leben gerufen. Dr. Thomas En-

gelke, Teamleiter Energie und Bauen beim Verbraucherzentrale Bundes-

verband reicht das nicht: „Energiesparen muss gemeinschaftlich erfol-

gen: Industrie, Handel und Gewerbe, der öffentliche Sektor und die pri-

vaten Haushalte müssen jetzt alles tun, um Energie, insbesondere Gas 

zu sparen. Energiesparappelle allein reichen aber nicht aus, um private 

Haushalte mittel- und langfristig von hohen Gas- und Energiepreisen zu 

entlasten, denn sie führen nicht zu den notwendigen strukturellen Inves-

titionen in mehr Energieeffizienz bei der Gebäudehülle und in den schnel-

len Austausch von fossilen Heizungen. Daher muss die Gebäudehülle 

der schlechtesten Gebäude jetzt angefasst und energetisch saniert wer-

den. Die Bundesregierung darf nicht auf Brüssel warten, hier entspre-

chende Standards zu setzen. Es sind über 20 Mrd. Euro erforderlich, um 

eine ambitionierte Gebäudesanierung in Ein- und Mehrfamilienhäusern 

umzusetzen.“ 

„Die Energiewende ist durch Putins Angriff auf die Ukraine und auf Euro-

pas Energieversorgung umso wichtiger geworden. Von Anfang an fußt 

die Energiewende auf drei Säulen aus: Mehr Erneuerbare, mehr Einspa-

rung, mehr Effizienz. Doch statt die Energiewende als Ganzes anzuge-

hen, lässt auch die Ampel die Einsparungen und die Effizienz stiefmüt-

terlich links liegen. Doch hier entscheidet sich die Versorgungssicherheit 

– und nicht an der Frage, ob einzelne Atomkraftwerke länger laufen soll-

ten. Genau deshalb ist es mehr als fahrlässig, wenn einzelne Regie-

rungsvertreter eine rechtlich absolut unsichere Laufzeitverlängerung ins 

Gespräch bringen, statt die wirklichen Probleme anzugehen. Wir brau-

chen endlich mehr Mut zum Ordnungsrecht. Vor allem dort, wo sich Maß-

nahmen ohnehin lohnen: Heizungsoptimierungen, Sanierung der 

schlechtesten Gebäude, Umsetzung von wirtschaftlichen Maßnahmen in 

der Industrie“, bekräftigt Prof. Dr. Kai Niebert, Präsident des Deutschen 

Naturschutzrings (DNR). „Je länger die Bundesregierung jetzt zögert, 

desto höhere Kosten kommen auf uns zu: auf jeden einzelnen und auf 

die Gesellschaft“, so Niebert weiter. 

Nach Schätzungen einer Studie des Exzellenzclusters ECONtribute 

muss Deutschland 20 bis 25 Prozent Erdgas in dieser Heizperiode ein-

sparen. 

 


